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Stellungnahme der Landeselternschaft der Gymnasien in NRW e.V. 
zu dem Entwurf einer Verordnung  

zur Änderung der Distanzunterrichtsverordnung 
 

 

 
Sehr geehrter Herr Bals,  
sehr geehrte Damen und Herren,  
 
wir möchten Ihnen unseren Dank für die bereitgestellten Informationen ausspre-
chen und die Gelegenheit nutzen, zu dem Entwurf einer Verordnung zur Änderung 
der Distanzunterrichtsverordnung zu äußern. 
 
 

I. Stellungnahme zur Änderung der DistanzunterrichtsVO 

 
Wie wir in der Corona-Zeit leidvoll erfahren mussten, ist Präsenz-Unterricht durch 
nichts zu ersetzen. Insbesondere Kinder aus einem herausfordernden familiären Um-
feld haben sonst schulisch das Nachsehen. Jüngere Kinder und ihre Familien sind 
auch auf die verlässliche Betreuung während des Schultags angewiesen. Fehlende 
Betreuung ist kein rein privates Problem, sondern beeinträchtigt unsere Wirtschaft 
und Gesellschaft insgesamt. 
 
Allerdings leben wir auch in einer Zeit, in der viele Schüler unter ihren Möglichkeiten 
bleiben und die Schule entweder ohne Schulabschluss oder zwar mit Schulabschluss, 
aber ohne die nötigen Kompetenzen für die Aufnahme einer Ausbildung oder eines 
Studiums, verlassen. Dies ist sicherlich auch darauf zurückzuführen, dass sie wegen 
häufigen Unterrichtsausfalls oder der Umwidmung von Schulstunden für andere Zwe-
cke zu wenig Unterricht hatten. 
 
Distanzunterricht ist daher ultima ratio, allerdings einem Unterrichtsausfall immer 
vorzuziehen. Gelegentlicher, kurzzeitiger Distanzunterricht schadet Schülern nicht. 
Der Übungseffekt ermöglicht es Lehrkräften und Schülern im Fall einer größeren Ka-
tastrophe sogar, leichter auf permanenten Distanzunterricht umzuschalten.  

 
Herrn Oliver Bals 
Ministerium für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
Per Mail an:   
FP-Referat221@msb.nrw.de 
 

Landeselternschaft der Gymnasien  Steinstr. 30  40210 Düsseldorf 
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Wir begrüßen daher sowohl die Entfristung der Distanzunterrichtsverordnung als 
auch die Aufnahme weiterer Gründe für die Einrichtung von Distanzunterricht. Zu-
gleich fordern wir eine Evaluation im 3-Jahres-Turnus, um Auswirkungen auf Lern-
stände, Absentismus und psychische Gesundheit transparent zu machen.  
 
Dies gilt insbesondere für die Ergänzung von Nr. 5 zu § 2 Abs. 2 Satz 2 Distanzun-
terrichtsVO für unvorhersehbare Ereignisse, die das Betreten des Schulgebäudes un-
möglich machen. Alle Vorkehrungen zur Sicherung einer kontinuierlichen Bildung un-
serer Kinder auch in Krisenzeiten unterstützen wir sehr. Positiv bewerten wir die kon-
krete Frist von fünf Tagen, die der Schulträger im Regelfall haben soll, um wieder 
Präsenzunterricht zu ermöglichen. Sollte dieser nur an einer anderen Schule erfolgen 
können, ist allerdings nicht nur die Entfernung, sondern auch die Erreichbarkeit die-
ser Schule als entscheidendes Kriterium zu sehen. Diese Erreichbarkeit muss notfalls 
durch den Schulträger hergestellt werden. Verlängerungen von Distanzunterricht 
über fünf Tage hinaus sollten nur zulässig sein, wenn eine Alternativenprüfung (z.B. 
Anmietung anderer Räume, Kooperation mit Nachbarschulen) dokumentiert wurde.  
 
Wir würden es begrüßen, wenn die Regelung in § 3 Abs. 5 DistanzunterrichtsVO, 
wonach der Distanzunterricht aus den in § 2 Abs. 2 genannten Gründen auch für 
einzelne Schüler eingerichtet werden kann, eine größere Verbindlichkeit bekäme. 
Schüler sollten ein Recht auf Distanzunterricht genießen, wenn sie  
 

- nicht in der Lage sind, das Schulgebäude zu betreten, jedoch in der Lage sind, 
Distanzunterricht zu folgen, 

- keinen Anspruch auf Hausunterricht nach § 43 AO-SF haben, 
- oder ergänzend zum Hausunterricht auch den Kontakt zu ihrer Lerngruppe 

erhalten wollen.  

Es muss eine Selbstverständlichkeit werden, dass Kinder, die durch eine längere Er-
krankung am Schulbesuch gehindert sind, mithilfe eines Avatars oder eines durch 
Mitschüler betreuten Tablets am Unterricht teilnehmen dürfen. Daher sollen Schüle-
rinnen und Schüler, die krankheitsbedingt oder aus Mobilitätsgründen nicht am Prä-
senzunterricht teilnehmen können, einen Rechtsanspruch auf digitale Teilnahme er-
halten. So wird gleichzeitig soziale Teilhabe gesichert.  
 
Ebenso vermissen wir eine Ausweitung der Gründe in § 2 Abs. 2 Nr. 3 Distanzunter-
richtsVO. Distanzunterricht sollte immer eingerichtet werden müssen, wenn Lehr-
kräfte im Einzelfall das Schulgebäude nicht betreten können und kein Vertretungs-
unterricht eingerichtet werden kann. Es sollte gleichgültig sein, ob das Problem in 
einer Epidemie oder mangelnder Barrierefreiheit besteht. Lehrkräfte mit z.B. vo-
rübergehend eingeschränkter Mobilität sollten unterrichten, solange sie arbeitsfähig 
sind. 
 
Das Hinzufügen von Nr. 4 zu § 2 Abs. 2 DistanzunterrichtsVO mit der Möglichkeit, 
Distanzunterricht einzurichten, weil das Schulgebäude für religiöse, wissenschaftliche 
oder kulturelle Großveranstaltungen benötigt wird, lehnen wir dagegen ab. Es wider-
spricht dem Primat des Bildungsauftrags (§1 SchulG) und wäre gerade in der jetzigen 
Lage der Bildung in NRW kontraproduktiv. Die Durchführung von Präsenzunterricht 
sehen wir immer als wichtigen schulischen Grund, der die Nutzung des Gebäudes für 
nicht schulische Veranstaltungen während der Unterrichtszeit ausschließen sollte. 
Distanzunterricht darf nicht als ordnungsgemäßer Unterricht im Sinne des § 79 
SchulG verstanden werden. Alles andere wäre eine Einladung an Schulträger, immer 
wieder während der Schulzeit die Schüler aus der Schule auszuschließen und das 
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Gebäude für Veranstaltungen bereitzustellen. Irritierend ist auch der Umstand, dass 
hier anders als bei der Katastrophenlage nach § 2 Abs. 2 Nr. 5 keine genaue Höchst-
dauer vorgegeben ist. Damit droht eine dauerhafte Verschiebung zulasten des Prä-
senzunterrichts. Zudem widerspricht die geplante Regelung dem Leitbild der alten 
wie der neuen Fassung von § 1 Satz 1 DistanzunterrichtsVO, wo von Situationen die 
Rede ist, in denen der Unterricht in der Schule nicht erteilt werden kann. Nicht 
schulische Veranstaltungen lassen sich abwenden. Kirchentage und andere Großver-
anstaltungen können an durch Feiertage verlängerten Wochenenden stattfinden. Da 
solchen Veranstaltungen eine langfristige Planung vorausgeht, besteht auch die Mög-
lichkeit, bewegliche Ferientage einzusetzen.  
 
Sollte an der Neuregelung festgehalten werden, fordern wir Mindestvorgaben wie Al-
ternativenprüfung (Terminverlagerung, Ausweichräume, Ferienregelung), die im Er-
gebnis ohne Erfolg geblieben sein müssen und eine Höchstdauer von maximal einem 
Schultag pro Schule und Jahr. Ebenso soll muss eine Zustimmung durch die Schul-
konferenz erfolgen und eine Ankündigungsfrist von mindestens vier Wochen einge-
halten werden. Schließlich sollte die Begründung veröffentlicht werden, um Transpa-
renz zu gewährleisten. 
  
Qualitätsvoller Distanzunterricht ist in der Regel digitaler Unterricht. Dies spiegelt 
sich auch in § 3 Abs. 6 DistanzunterrichtsVO, wo digitaler Unterricht gegenüber an-
deren Formen des Distanzunterrichts klar priorisiert wird. Das größte Hindernis für 
einen qualitätsvollen Distanzunterricht ist und bleibt die häufig unzureichende oder 
allein von Eltern zu finanzierende Ausstattung der Kinder mit digitalen Endgeräten. 
Solange diesem Grundübel nicht durch eine Neuordnung der Schulfinanzierung und 
insbesondere der Lernmittelfreiheit abgeholfen wird, kann die Novelle ihre förderliche 
Wirkung nicht bei allen Schulen und allen Kindern entfalten. 
 
Fazit: 
 
Unsere oberste Priorität sollte die Verhinderung von Unterrichtausfall sein. Im Zweifel 
muss Distanzunterricht stattfinden. Das bedeutet, wo Präsenz nicht möglich ist, muss 
Distanzunterricht greifen, dabei jedoch rechtlich abgesichert sein, qualitativ hoch-
wertig, chancengleich und auch digital barrierefrei. Der vorliegende Entwurf fördert 
dieses Ziel durch Entfristung der DistanzunterrichtsVO und Erweiterung der Gründe. 
An manchen Stellen könnte der Entwurf mutiger sein. Bei der Regelung zur Nutzung 
von Schulgebäuden für Großereignisse dagegen, würde der Schulunterricht sach-
fremden Zwecken untergeordnet, was aus Elternsicht nicht akzeptabel erscheint. Da-
her lehnen wir die vorgesehene Nutzung von Schulen für Großveranstaltungen ent-
schieden ab. Bildung darf nicht nachrangig behandelt werden. Ohne enge Begrenzung 
wäre dies ein gefährlicher Präzedenzfall. Schließlich bedarf die DistanzunterrichtsVO 
dringend der Flankierung durch eine neue Regelung der digitalen Ausstattung der 
Schüler. 
 
Wir fordern daher: 
 

- die Streichung oder drastische Einschränkung von § 2 Abs. 2 Nr. 4,  
- die Stärkung des individuellen Rechts auf digitale Teilhabe,  
- die Einführung von Mindeststandards und Abwägungsberichten 
- verbindliche Regelungen zur Schülerbeförderung bei Ausweichschulen 
- Evaluation im 3-Jahres-Turnus.  
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II. Änderungsvorschläge zur Distanzunterrichtsverordnung (Distan-
zunterrichtsVO) 

 
1. § 2 Abs. 2 Nr. 4 (Fremdnutzung des Schulgebäudes) 
Streichungsvorschlag: 
 § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 wird ersatzlos gestrichen. 
 
 
Alternativ, falls beibehalten: 
 
 § 2 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 
 „… das Schulgebäude für eine religiöse, wissenschaftliche oder kulturelle Ver-
anstaltung von regionaler oder überregionaler Bedeutung benötigt wird, sofern (1) 
eine dokumentierte Alternativenprüfung (Verlagerung außerhalb der Unterrichtszeit, 
bewegliche Ferientage, Ausweichräume) ohne Erfolg durchgeführt wurde, (2) die 
Schulkonferenz zugestimmt hat, (3) die Höchstdauer einen Schultag im Schuljahr 
nicht überschreitet, (4) eine Ankündigungsfrist von mindestens vier Wochen einge-
halten wird, (5) eine Begründung veröffentlicht wird und (6) der Schulträger Beför-
derung und Barrierefreiheit sicherstellt.“ 
 
 
2. § 2 Abs. 2 Nr. 5 (unvorhersehbare Ereignisse) 
 
Ergänzungsvorschlag: 
 
 Nach Satz 1 wird angefügt: 
 
 „Eine Verlängerung über fünf Schultage hinaus ist nur zulässig, wenn eine 
dokumentierte Alternativenprüfung (z. B. Anmietung anderer Räume, Kooperationen 
mit Nachbarschulen) ohne Erfolg durchgeführt wurde oder die Schülerbeförderung 
nicht sichergestellt ist.“ 
 
 
3. Neuer § 3 Abs. 3a (Abwägungs- und Dokumentationspflicht) 
Einfügungsvorschlag: 
 
 „(3a) Bei Entscheidungen nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 und 5 hat die Schulleitung die 
Betroffenheit besonderer Gruppen (insbesondere Abschlussklassen, Schülerinnen 
und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf oder Deutsch als Zweitsprache) 
zu dokumentieren, die Alternativenprüfung darzustellen und Mindeststandards für die 
Qualität des Distanzunterrichts (synchrone Interaktion, Feedbackzyklen, Leistungs-
erhebungen) zu gewährleisten. Der Abwägungsbericht ist der Genehmigung der obe-
ren Schulaufsichtsbehörde beizufügen und den Eltern in Kurzform bekanntzugeben.“ 
 
 
4. Erweiterung § 3 Abs. 5 (Individuelle digitale Teilhabe) 
Neufassungsvorschlag: 
 
 „(5) Schülerinnen und Schüler, die vorübergehend nicht am Präsenzunterricht 
teilnehmen können, haben auf Antrag das Recht auf digitale Teilnahme am 
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Unterricht, soweit sie dem Unterricht folgen können. Lehrkräfte, die vorübergehend 
aus gesundheitlichen Gründen nicht in Präsenz unterrichten können, dürfen – sofern 
arbeitsfähig – digital unterrichten. Die Schule gewährleistet angemessene Nachteils-
ausgleiche, insbesondere barrierefreie Gestaltung der digitalen Angebote.“ 
 
 
5. § 9 (Evaluation) 
 
Ergänzungsvorschlag: 
 
 „Das Ministerium für Schule und Bildung evaluiert die Auswirkungen dieser 
Verordnung in einem Turnus von drei Jahren und berichtet dem Landtag. Die Evalu-
ation umfasst insbesondere Lernstände, Absentismus, psychosoziale Effekte sowie 
die Ausstattungslage.“ 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Für den Vorstand der Landeselternschaft der Gymnasien in NRW e. V. 
 

 

 

 

 
Dr. Oliver Ziehm 
- Vorsitzender - 
 

 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit verwenden wir das generische Maskulinum. Wir 
meinen immer alle Geschlechter im Sinne der Gleichbehandlung.  

 


